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BETREFF  Bilanzielle Behandlung des Körperschaftsteuerguthabens nach der Änderung durch das 
Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen 
Gesellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG); 

  Anwendung des § 37 Abs. 7 KStG 
BEZUG  Sitzungen KSt/GewSt I/07 TOP I/1 und III/07 TOP I/12 

GZ  IV B 7 - S 2861/07/0001 
DOK  2007/0580289 

  
 (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben)

Es ist gefragt worden, wie das Körperschaftsteuerguthaben nach Änderung des § 37 KStG 
bilanziell zu behandeln ist. 
 
Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt dazu Folgendes: 
 
Durch das SEStEG wurde das bisherige ausschüttungsabhängige System der Körperschaft-
steuerminderung durch eine ratierliche Auszahlung des zum maßgeblichen Stichtag vorhande-
nen Körperschaftsteuerguthabens ersetzt. Das Körperschaftsteuerguthaben wird im Regelfall 
letztmalig auf den 31. Dezember 2006 ermittelt. In einigen Sonderfällen (Umwandlungen, 
Liquidation) kann der Stichtag auch vor dem 31. Dezember 2006 liegen. Innerhalb des Aus-
zahlungszeitraums von 2008 bis 2017 hat die Körperschaft einen unverzinslichen Anspruch 
auf Auszahlung des ermittelten Körperschaftsteuerguthabens in zehn gleichen Jahresbeträgen.  
 
Der gesamte Anspruch auf Auszahlung entsteht gem. § 37 Abs. 5 Satz 2 KStG mit Ablauf des 
31. Dezember 2006 (Regelfall). Die Entstehung des Anspruchs ist nicht von einer Antrag-
stellung abhängig. Der Auszahlungsanspruch ist entsprechend bei einem mit dem Kalender-
jahr übereinstimmenden Wirtschaftsjahr in der Handels- und Steuerbilanz des Anspruchsbe-
rechtigten zum 31. Dezember 2006 gewinnerhöhend anzusetzen und mit dem Barwert zu 



 
Seite 2  bewerten. Der Barwert ist auf der Grundlage des Marktzinses am Bilanzstichtag zu ermitteln. 

Als Orientierungshilfe kann z.B. die Verzinsung von Bundesanleihen herangezogen werden.  
 
In Organschaftsfällen ist der Anspruch einer Organgesellschaft auf Auszahlung ihres Körper-
schaftsteuerguthabens bei der jeweiligen Organgesellschaft zu erfassen. Ein durch die Akti-
vierung des abgezinsten Anspruchs erhöhtes handelsrechtliches Ergebnis der Organgesell-
schaft ist im Rahmen des Ergebnisabführungsvertrags ebenso an den Organträger abzuführen 
wie Erträge aus einer späteren Aufzinsung und der Auszahlung der jährlichen Raten (Diffe-
renz zwischen der tatsächlichen Auszahlung und der Verringerung der abgezinsten Forde-
rung). 
 
Die Gewinnerhöhung aus der Aktivierung des Körperschaftsteuerguthabens ist gem. § 37 
Abs. 7 KStG bei der Einkommensermittlung zu neutralisieren. Die Vereinnahmung der zehn 
Jahresraten führt in Höhe des Zinsanteils zu einer Gewinnrealisation, die wie die Aktivierung 
des Anspruchs bei der Ermittlung des Einkommens zu neutralisieren ist. Gewinnminderungen 
im Zusammenhang mit dem Körperschaftsteuerguthaben (z.B. Zinsverluste, Abzinsung auf 
den Barwert, Rückzahlungen oder Verluste bei Übertragung des Anspruchs) wirken sich ent-
sprechend ebenfalls nicht auf die Höhe des Einkommens aus. 
 
§ 37 Abs. 7 KStG gilt nur für Körperschaften, denen gegenüber der Anspruch nach § 37 
Abs. 5 Satz 3 KStG festgesetzt wurde. Die Regelung gilt darüber hinaus auch für Gesamt-
rechtsnachfolger, wenn der übernehmende Rechtsträger den Regelungen des Körperschaft-
steuergesetzes unterliegt. Nach Umwandlung auf eine Personengesellschaft ist § 37 
Abs. 7 KStG auch insoweit nicht anzuwenden, als an der Personengesellschaft Körperschaften 
beteiligt sind.  
 
§ 37 Abs. 7 KStG gilt des Weiteren nicht für anderweitig erworbene Auszahlungsansprüche. 
In diesen Fällen hat der Erwerber den Auszahlungsanspruch mit den Anschaffungskosten zu 
aktivieren. Die Ratenzahlungen bleiben in Höhe des Tilgungsanteils erfolgsneutral. Der Zins-
anteil wirkt sich erhöhend auf den Gewinn aus und darf nicht nach § 37 Abs. 7 KStG bei der 
Ermittlung des Einkommens neutralisiert werden. 
 
Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
 
Im Auftrag 
Rennings 


